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„Für Lisa – und für alle, die Grenzen nicht als Trennung, sondern als Verbindung verstehen.“
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Vorwort

Zölle zählen zu den ältesten und beständigsten Instrumenten staatlicher Wirtschaftspolitik – eine Konstante in der sich wandelnden globalen Wirtschaft. Über Jahrtausende dienten sie Herrschern als Einnahmequelle, als Mittel zur Kontrolle des Handels und als Werkzeug politischer Macht.

Auch im 21. Jahrhundert sind Zölle noch sehr relevant. Besonders seit den Strafzöllen der Trump-Regierung und den Handelskonflikten mit China ist klar geworden: Zollpolitik ist kein Relikt aus der Vergangenheit, sondern ein wichtiges Feld wirtschaftlicher und politischer Auseinandersetzungen mit Auswirkungen vom Supermarktregal bis zu globalen Lieferketten.

Das Buch hat das Ziel, die ökonomischen Grundlagen, die historische Entwicklung, die institutionellen Strukturen und die aktuellen Herausforderungen der Zollpolitik verständlich und systematisch darzustellen. Es verbindet theoretische Ansätze mit historischen Beispielen und aktuellen Fallstudien. Ein Schwerpunkt liegt auf den USA unter Präsident Trump, deren Zollpolitik zeigt, wie wirtschaftliche Interessen, politische Strategien und geopolitische Rivalitäten zusammenwirken.

Die Darstellung ist bewusst interdisziplinär: Ökonomie, Geschichte und Politik werden miteinander verknüpft. So wird deutlich, dass Zollpolitik mehr ist als ein technisches Thema der Handelspolitik – sie spiegelt Konflikte, Interessen und Machtverhältnisse in einer globalisierten Welt wider.

Für meinen damaligen Professor an der Ruhr-Universität Bochum, Dr. Hans Besters (1923–2009), musste gute Ökonomie „wirklichkeitsnah, theoretisch fundiert und auch ohne höhere Mathematik nachvollziehbar sein"1 – „für jede Haushälterin", wie er es formulierte.

Deshalb richtet sich das Buch an Studierende, Lehrende und alle, die politisch und wirtschaftlich interessiert sind und einen klaren Überblick über Zollpolitik bekommen wollen.



1Ulrich van Suntum, „Nachruf auf Prof. Dr. Hans Besters", List Forum für Wirtschafts- und Finanzpolitik 35, Nr. 1 (2009): I–3.




Einleitung

Zölle sind viel mehr als bloße Abgaben an der Grenze. Sie sind seit Jahrhunderten ein zentraler Bestandteil weltwirtschaftlicher Verhandlungen, politischer Machtkämpfe und des Alltags vieler Menschen weltweit. Ursprünglich dienten sie vor allem dazu, Staatseinnahmen zu sichern und heimische Produzenten zu schützen. Erst mit der Zeit wurden sie zu komplexen Werkzeugen, die Handelsströme lenken, technologische Entwicklungen beeinflussen und globale Beziehungen prägen.

Städte und Reiche erhoben Zölle, um Kriege zu finanzieren, öffentliche Projekte zu ermöglichen und sich gegenüber Rivalen durchzusetzen. Gleichzeitig schützten sie lokale Handwerker, Bauern und Händler vor Konkurrenz aus fernen Regionen, damit Arbeitsplätze und Einkommen erhalten blieben. Handelsrouten wie die Seidenstraße oder transatlantische Verbindungen waren durch Zölle geprägt, was Preise, Warenverfügbarkeit sowie Wohlstand oder Armut beeinflusste.2

Bis etwa 1775 waren Zölle vor allem Einnahmequelle und Mittel der wirtschaftlichen Kontrolle. Europäische Reiche nutzten sie, um Handelsbilanzen zu steuern, Kriege und Expansion zu finanzieren sowie Abhängigkeiten zu schaffen. In den nordamerikanischen Kolonien führten Zölle auf britische Waren dagegen zu wachsendem Widerstand. Dies trug zur Schaffung eigener Wirtschafts- und Rechtsordnungen bei und legte den Grundstein für Diskussionen über Steuern und Vertretung, die letztendlich zur Unabhängigkeit führten.

Global beeinflussten Zölle lange die Preisgestaltung, förderten protektionistische Tendenzen und prägten Handelswege und Bündnisse – noch bevor moderne Zollinstitutionen entstanden.

In der heutigen Zeit haben Zölle komplexere Rollen übernommen: Sie dienen der Handels-, Währungs- und Industriepolitik. In einer vernetzten Weltwirtschaft schützen sie nicht nur heimische Industrien, sondern senden auch politische Signale. Sie beeinflussen Verbraucherpreise, Lieferketten, Investitionen und technologische Fortschritte. Internationale Organisationen wie die WTO, regionale Freihandelsabkommen und multilaterale Partnerschaften sind wichtig, um Zollsätze zu verhandeln, Streitigkeiten zu schlichten und Transparenz zu schaffen.3

Die jüngste Zollpolitik der USA unter Präsident Trump war ein Wendepunkt: Mit hohen Zöllen auf Stahl, Aluminium und vielen Produkten aus China und anderen Ländern setzte die Regierung wieder stärker auf Protektionismus.4 Befürworter sehen darin Schutz für amerikanische Arbeitsplätze und eine stärkere Verhandlungsposition, Kritiker warnen vor höheren Preisen, gestörten Lieferketten und diplomatischen Konflikten.

Das Buch zeigt, wie Zölle sich von einfachen Einnahmequellen zu komplexen Instrumenten globaler Macht, Politik und wirtschaftlicher Vernetzung entwickelt haben. Es lädt dazu ein, die historischen Wurzeln, ökonomischen Effekte und politischen Dynamiken von Zöllen zu verstehen, um aktuelle Debatten über Handel, Globalisierung und nationale Interessen besser einordnen zu können.



2Peter Frankopan, The Silk Roads: A New History of the World (London: Bloomsbury, 2015).

3World Trade Organization, Understanding the WTO (Genf: WTO Publications, 2022), 23– 25.

4Office of the United States Trade Representative, Section 301 Investigation into China's Acts, Policies, and Practices Related to Technology Transfer, Intellectual Property, and Innovation (Washington, DC: USTR, 2018), 15–18.




GRUNDLAGEN DER ZOLLPOLITIK

Kapitel 1: Begriff und Funktionen von Zöllen

Wenn man heute über „Zölle" liest, denkt man schnell an Schlagzeilen über Handelskriege, Strafzölle oder Tweets aus Washington. Doch eigentlich sind Zölle ein uraltes Instrument staatlicher Politik. Sie erfüllen bis heute mehrere Funktionen: fiskalisches Instrument, Schutzinstrument und machtpolitisches Steuerungsinstrument.

1.1 Definition von Zöllen

Zölle gehören zu den ältesten wirtschaftspolitischen Mitteln. Es handelt sich dabei um Abgaben, die bei grenzüberschreitendem Warenverkehr erhoben werden. Anders als Binnensteuern fallen sie an der Grenze eines Landes oder beim Eintritt in ein Zollgebiet (zum Beispiel die EU) an, also beim Import in den freien Verkehr. Sie können auf Importe und Exporte erhoben werden, der Schwerpunkt liegt aber traditionell auf Importabgaben. Transitzölle sind heute eher selten.

Ein Zoll ist eine staatlich festgelegte Abgabe auf Waren zwischen verschiedenen Zollgebieten, die rechtsverbindlich ist. Damit ist der Zoll nicht nur ein fiskalisches Mittel, sondern auch ein Zeichen staatlicher Souveränität im internationalen Handel.

1.2 Fiskalische Funktion (Einnahmequelle)

Historisch war die wichtigste Aufgabe der Zölle, Einnahmen für den Staat zu generieren. Bevor es moderne Einkommens- und Umsatzsteuern gab, waren sie eine übersichtliche und gut organisierbare Einnahmequelle. Noch Ende des 19. Jahrhunderts machten die Zölle über ein Drittel der Staatseinnahmen im Deutschen Reich aus.5


[image: ]

Abbildung 1: Anteil der Zölle an den ordentlichen Einnahmen des Deutschen Reiches (1872–1913)



Die Tabelle zeigt für ausgewählte Stützjahre die ordentlichen Gesamteinnahmen des Deutschen Reiches, die Zolleinnahmen sowie deren prozentualen Anteil. Besonders deutlich wird der fiskalische Bedeutungsanstieg der Zölle nach 1879 während der protektionistischen Phase.

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Statistisches Jahrbuch für das Deutsche Reich (Berlin: Kaiserliches Statistisches Amt), verschiedene Jahrgänge (1873–1914).



Der sogenannte „Bismarck-Knick" (1879)

Zwischen 1872 und 1880 zeigt sich ein deutlicher Sprung. Dieser markiert den Übergang von einer freihändlerischeren Phase zur protektionistischen Wende unter Bismarck. Die Zölle wurden bewusst als Machtmittel eingesetzt, um das Reich finanziell unabhängiger von den Bundesstaaten zu machen (vgl. Kap. 6.3).

Trotz des Anstiegs der Zolleinnahmen sank ihr Anteil am Gesamtbudget langfristig wieder, weil das Reich neue Einnahmequellen (wie Verbrauchssteuern auf Tabak und Zucker) brauchte, da die Staatsausgaben schneller wuchsen als die Zölle.

Die Zölle hatten großen Einfluss auf Ressourcenzuteilung und Staatsfinanzen: Sie finanzierten öffentliche Leistungen, Infrastruktur und Sozialpolitik und prägten so das Handeln des Staates wesentlich.


[image: ]

Abbildung 2: Die vier Kernfunktionen staatlicher Zollpolitik



Zölle erfüllen neben ihrer fiskalischen Funktion auch protektionistische, handelspolitische sowie symbolisch-politische Aufgaben.

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Krugman, Obstfeld und Melitz (2018).



Heute spielen Zölle in Industrieländern fiskalisch nur noch eine untergeordnete Rolle.6 Für die Europäische Union sind sie aber weiterhin relevant: Rund 20 Milliarden Euro, vor allem aus Zöllen, flossen 2024 in den EU-Haushalt und machten etwa 14 % der Einnahmen aus.7

In vielen Entwicklungs- und Schwellenländern sind Zölle ebenfalls wichtige Einnahmequellen, weil andere Steuern aufgrund informeller Wirtschaft und schwacher Verwaltung schwerer einzutreiben sind.

Ein typisches Beispiel ist Nigeria: Der nigerianische Staat erhebt hohe Zölle vor allem auf Konsumgüter und Importwaren wie Fahrzeuge oder Alkohol.8 Weil die Steuerbasis für Einkommen in einem Land mit großer informeller Wirtschaft und schwacher Verwaltung klein ist, tragen Zölle hier viel zur Finanzierung bei.9

Ähnliches lässt sich in Bangladesch beobachten: Dort stammen etwa zwölf Prozent der gesamten Steuereinnahmen aus Zöllen.10 Das liegt auch an ineffizienten Verwaltungsprozessen, die eine effektive Einkommensteuer erschweren.

Trotz wachstumshemmender Kritik bleiben Importzölle weiterhin für viele Länder eine wichtige Einnahmequelle.

1.3 Protektionistische Funktion (Schutz heimischer Wirtschaft)

Vor allem aber dienen Zölle dazu, inländische Hersteller vor der Konkurrenz aus dem Ausland zu schützen, indem sie diesen einen Wettbewerbsvorteil verschaffen. Sie steigern die Kosten für importierte Güter auf unnatürliche Weise. Dies eröffnet ihnen die Möglichkeit, Lern- und Skaleneffekte11 zu nutzen und ihre Wettbewerbsfähigkeit langfristig auszubauen.

Ein wichtiger politischer Grund für Schutzmaßnahmen ist der Erhalt von Arbeitsplätzen und die Stabilisierung von Branchen, die als sensibel oder strategisch wichtig gelten. Zölle beeinflussen Preise, Qualität importierter Waren und können Handel und Wertschöpfungsketten lenken, indem sie bestimmte Märkte schützen oder Handelsströme umlenken.12

Der Schutz steht oft im Widerspruch zum Ziel des Freihandels, weil er internationale Arbeitsteilung behindert. Er findet jedoch nachvollziehbar regelmäßig politische Unterstützung in Branchen, die massiv von Importkonkurrenz betroffen sind.

Gerade junge Industrien – wie etwa im 19. Jahrhundert oder heutzutage in aufstrebenden Schwellenländern – können in frühen Entwicklungsphasen von zeitlich begrenztem Außenschutz profitieren. Ökonomen sprechen in diesem Zusammenhang von der „Infant-Industry-Protection". Einer der prominentesten Verfechter dieses Ansatzes war der deutsche Ökonom Friedrich List (1789–1846), der den Fokus weg vom reinen Tauschwert hin zur produktiven Kraft einer Nation lenkte:

„Die Kraft, Reichtümer zu produzieren, ist daher unendlich wichtiger als der Reichtum selbst; sie gewährt nicht nur die Sicherheit des Besitzes und der Vermehrung des Erreichten, sondern auch den Ersatz des Verlorenen."13

List argumentierte, dass ein Land kurzfristige Wohlstandsverluste durch höhere Zollpreise in Kauf nehmen müsse, um langfristig eine eigene industrielle Basis aufzubauen. Das sogenannte Infant-Industry-Argument hat zum Ziel, solche „Industriekinder" zu schützen, bis sie ausreichende Größen- und Lerneffekte erzielt haben, um im internationalen Wettbewerb bestehen zu können.

Während David Ricardo (s. Kapitel 3) als Vordenker des Freihandels das Ideal des freien Marktes betont, erinnert uns List daran, dass wirtschaftliche Entwicklung oft eine Phase des Schutzes benötigt. Gerade in Krisen, etwa bei drohenden Arbeitsplatzverlusten in Schlüsselindustrien, greifen Staaten daher immer wieder auf Zölle zurück.

Nach dem Zweiten Weltkrieg nutzten viele asiatische Länder wie Südkorea und Japan Importzölle, um ihre Industrie aufzubauen, bevor sie ihre Märkte öffneten. Die Asian Development Bank (2024) betont, dass Zölle zwar nicht allein verantwortlich waren, aber wichtig, um heimischen Industrien Raum für technologische Entwicklung zu geben, bevor diese global wettbewerbsfähig wurden.14

Dem stehen jedoch erhebliche Kosten gegenüber: Für Konsumenten erhöhen sich die Preise, und die Produktvielfalt nimmt oft ab. Protektionistische Maßnahmen begünstigen somit zwar einzelne Produzentengruppen, gehen jedoch zulasten aller Verbraucher. Bereits Adam Smith warnte in seinem Hauptwerk „Der Wohlstand der Nationen" davor, dass der Schutz einzelner Industrien das Gesamtinteresse des Volkes aus den Augen verliere:

„In jedem Land ist es und muss es stets das Interesse der großen Masse des Volkes sein, alles, was sie benötigt, von jenen zu kaufen, die es am billigsten verkaufen ..."15

In der modernen Ökonomie wird dieses Argument durch das Konzept des Wohlfahrtsverlustes untermauert: Zölle führen zu einer ineffizienten Allokation16, da sie künstlich Industrien am Leben erhalten, die ohne Schutz eigentlich kaum wettbewerbsfähig wären.

1.4 Handelspolitische Funktion

Zölle dienen aber nicht nur fiskalischen oder protektionistischen Zwecken, sondern sind auch Werkzeuge der außenpolitischen Machtpolitik. Sie werden als Mittel der Diplomatie und Verhandlungsführung eingesetzt. Friedrich List betonte hierzu:

„Nicht nur der Reichtum, sondern auch die Unabhängigkeit und Sicherheit eines Landes sind wesentlich mit dem Gedeihen der Manufakturen verbunden."17

Staaten nutzen sie deshalb auch strategisch, um Verhandlungsmacht gegenüber anderen Staaten aufzubauen oder um auf vermeintlich unfaire Praktiken im internationalen Handel – aber auch in der Politik – zu reagieren. Der Einsatz von sogenannten Straf- und Druckzöllen ist daher Ausdruck einer geoökonomischen Entwicklung, in der wirtschaftspolitische Instrumente gezielt zur Durchsetzung außen- und sicherheitspolitischer Ziele verwendet werden. Dies wird heute oft als „Geoökonomie" bezeichnet.

Ein aktuelles Beispiel ist die US-Handelspolitik, die Strafzölle insbesondere gegenüber China nutzt, um wirtschaftliche Zugeständnisse zu erzwingen. Aber auch im geopolitischen Kontext werden sie eingesetzt. So drohte Donald Trump wiederholt mit Handelsbarrieren gegenüber Russland, um politische Lösungen in internationalen Konflikten (z. B. Ukraine-Krieg) herbeizuführen:

„Zölle sind das größte Kommunikationsmittel, das jemals erfunden wurde. […] Ich bin ein ‘Tariff Man’. Wenn Länder kommen, um den Reichtum unserer Nation zu plündern, sollen sie für dieses Privileg bezahlen.“18

Im Moment ist China das Hauptziel solcher Maßnahmen, weil es von den USA, aber auch der EU als systemischer Rivale angesehen wird. Ziel ist es, Marktzugangsbarrieren abzubauen, Diebstahl geistigen Eigentums zu stoppen oder Überkapazitäten in Bereichen wie Stahl und Solar zu reduzieren.

Schließlich besitzen Zölle eine nicht zu unterschätzende symbolische Dimension: Hohe Sätze signalisieren wirtschaftspolitische Selbstbestimmung und nationale Souveränität. Zudem entfalten sie eine Lenkungswirkung: Exportzölle können aus staatlicher Sicht dazu dienen, die inländische Versorgung mit Grundnahrungsmitteln zu stabilisieren, während ökologische Zölle (siehe Kapitel 16) Anreize für eine grüne Transformation setzen.

Zölle können somit auch als Ausdruck staatlicher Machtprojektion verstanden werden – ein politökonomisches Instrument, das zwischen fiskalischer Notwendigkeit, strategischem Schutz und symbolischer Machtausübung changiert.

Wie Friedrich List bereits vor 180 Jahren treffend ausführte:

„Die Handelsgesetzgebung ist keine Sache der Privatwirtschaft, sondern eine Sache des Staates. […] Sie ist die Kunst, die ökonomische Entwicklung der Nation im Hinblick auf ihre Sicherheit und Unabhängigkeit zu lenken."19

1.5 Abgrenzung: Zölle, Steuern und Abgaben

Obwohl Zölle zu den Abgaben zählen, werden sie häufig von klassischen Steuern abgegrenzt.20

Steuern sind allgemeine Abgaben, die unabhängig von einer konkreten Gegenleistung erhoben werden.21 Sie sind Abgaben innerhalb eines Landes – etwa auf Einkommen, Umsatz oder Vermögen – und haben keinen Bezug zu Grenzen, sondern zur wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit oder zum Konsum der Inländer.

Zölle sind, ähnlich wie Steuern, zwar auch Geldleistungen, die vom Staat ohne individuelle Gegenleistung auferlegt werden; sie unterscheiden sich jedoch dadurch, dass sie spezifisch an den grenzüberschreitenden Warenverkehr anknüpfen, wobei Zollgrenzen nicht unbedingt mit Staatsgrenzen übereinstimmen müssen (siehe Außenzoll der EU).

Andere Abgaben wie Gebühren oder Beiträge sind unmittelbar mit einer staatlichen Leistung oder einem besonderen Vorteil verbunden.

Zölle werden in der Regel als eine eigene Kategorie oder gemeinsam als „Steuern und Zölle" innerhalb der öffentlichen Einnahmen geführt, denn Zölle sind nicht nur Einnahmeinstrumente, sondern zugleich auch Schutzinstrumente und machtpolitische Steuerungsinstrumente. Ihre Bewertung hängt daher sehr vom jeweiligen theoretischen, historischen und politischen Kontext ab.


[image: ]

Abbildung 3: Abgrenzung von Zöllen, Steuern und sonstigen Abgaben



Die Abbildung verdeutlicht die systematische Abgrenzung von Zöllen gegenüber allgemeinen Steuern und sonstigen Abgaben, insbesondere hinsichtlich ihrer Erhebungsgrundlage (Grenzübertritt vs. Inlandstatbestand) und ihrer funktionalen Zielsetzung. Während Zölle primär handels- und ordnungspolitische Funktionen erfüllen, dienen Steuern und Abgaben überwiegend der Finanzierung staatlicher Aufgaben sowie spezifischer Lenkungszwecke.

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Krugman, Obstfeld und Melitz (2018).





5Eigene Berechnung nach Thomas Rahlf (Hrsg.), Deutschland in Daten: Zeitreihen zur historischen Statistik (Bonn: Bundeszentrale für politische Bildung, 2015), 182–185.

6Bundesministerium der Finanzen, „Bilanz des deutschen Zolls 2023", Monatsbericht, Juni 2024, 27.

7Europäische Kommission, Generaldirektion Steuern und Zollunion, „Customs duties – a source of revenue", Zugriff am 31. März 2026, https://taxation-customs.ec.europa.eu/customs/eu-customs-union-facts-and-figures/customs-duties-source-revenue_en.

8International Trade Administration, „Nigeria – Import Tariffs", Country Commercial Guides, 5. September 2025.

9International Monetary Fund, „Citizens' Perception of Tax Authorities and Tax Efficiency in Africa", IMF Working Paper WP/24/234 (Washington, DC: IMF, 2024), 11–12.
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Kapitel 2: Arten von Zöllen

Dieses Kapitel systematisiert die wesentlichen Typen von Zöllen und verdeutlicht, dass Zölle kein homogenes Instrument darstellen, sondern vielmehr ein differenziertes Spektrum wirtschafts- und handelspolitischer Maßnahmen umfassen. Dabei zeigt sich, dass ihre konkrete Ausgestaltung jeweils unterschiedliche ökonomische Effekte, rechtliche Einordnungen und strategische Zielsetzungen impliziert.

2.1 Einfuhrzölle, Ausfuhrzölle, Transitabgaben

Die analytische Trennung verschiedener Zollarten ist erforderlich, da sie Rückschlüsse auf ökonomische Wirkungen, politische Zielsetzungen sowie völkerrechtliche Einordnungen ermöglicht.

Importzölle (Einfuhrzölle) sind die gebräuchlichste und ökonomisch bedeutendste Form. Sie werden auf Waren erhoben, die aus dem Ausland in ein einheitliches Zollgebiet eingeführt werden, wobei dieses nicht unbedingt ein einzelner Staat sein muss; die Europäische Union etwa bildet ein gemeinsames Zollgebiet.

Ausfuhrzölle betreffen hingegen die Ausfuhr von Gütern aus dem Inland. Ökonomisch betrachtet wirken Ausfuhrzölle in einem Land wie eine Exportsteuer, denn sie senken den Nettoerlös der Exporteure relativ zum Weltmarktpreis. Sie kommen zum Einsatz, um knappe Rohstoffe im Inland zurückzuhalten oder um Einnahmen aus gefragten Exportgütern zu generieren. In jüngerer Zeit haben Ausfuhrzölle, beispielsweise bei Seltenen Erden, Lithium oder Uran, an Bedeutung gewonnen.

Transitabgaben fallen beim Transport von Waren durch ein Land an, ohne dass diese dort verbleiben. Historisch spielten sie eine zentrale Rolle, da sie eine einfache Möglichkeit boten, Transitverkehr fiskalisch zu belasten. Beispielhaft sind die mittelalterlichen Rheinzölle oder die Zollstationen entlang der Seidenstraße. Im modernen internationalen Handel sind sie jedoch weitgehend, insbesondere auch durch zahlreiche Verträge, abgeschafft.

Das GATT (Art. V)22 sowie zahlreiche Freihandels- und Transitabkommen garantieren heutzutage nahezu weltweit den freien Transitverkehr. Artikel V des GATT (General Agreement on Tariffs and Trade) schreibt das Prinzip der Transitfreiheit ausdrücklich und verbindlich fest. Besonders relevant ist die Transitfreiheit für Binnenländer (z. B. Schweiz, Österreich, Kasachstan) und Staaten ohne Meereszugang. Artikel V verpflichtet daher alle WTO-Mitglieder, den freien und diskriminierungsfreien Transit von Waren zu gewährleisten.

Beispiel: Kasachstan – Pipeline-Diplomatie unter GATT Art. V

Das Beispiel Kasachstans illustriert, dass die Differenzierung von Zollarten nicht nur rechtliche, sondern auch signifikante ökonomische und geopolitische Konsequenzen haben kann. Als größter Binnenstaat der Welt mit bedeutenden Rohstoffvorkommen ohne direkten Zugang zum Meer ist Kasachstan für den Export von Öl und Gas auf die Infrastruktur der Nachbarländer angewiesen. Das Welthandelsrecht bietet hierfür folgende Schutzmechanismen:

	Pipeline-Transit: Gemäß den Absätzen 6 und 7 des GATT-Artikels V fallen auch moderne Transportformen wie Pipelines unter das Gebot der Transitfreiheit.


	Schutz vor Willkür: Da Artikel V eine tragende Säule des Welthandelsrechts ist, wird sichergestellt, dass geografische Nachteile oder politische Grenzen den Export nicht willkürlich behindern können.


	Diskriminierungsverbot: Das in Absatz 2 verankerte Prinzip verbietet es Transitstaaten, den Transport kasachischer Waren aufgrund ihrer Herkunft schlechter zu behandeln als Waren anderer Nationen.


	Gebührenkontrolle: Jegliche Transitgebühren müssen angemessen sein und dürfen nicht als verdeckte Ausfuhrzölle missbraucht werden, um den Nettoerlös der kasachischen Exporteure künstlich zu senken.


Ohne völkerrechtlich abgesicherte Transitfreiheit könnten Transitstaaten durch fiskalische Belastungen des Durchgangsverkehrs erheblichen Einfluss auf die außenwirtschaftliche Handlungsfähigkeit von Binnenländern wie Kasachstan ausüben.

Außerdem dient Artikel V als völkerrechtlicher Referenzrahmen für zahlreiche regionale Transitabkommen, z. B. TIR-Übereinkommen23 24, „Gemeinsamer Zolltarif" / „Common Customs Tariff" – Abkommen der EU.25 26 Transitabgaben auf Durchfuhrgüter gelten im heutigen WTO-System grundsätzlich als mit dem Prinzip der Transitfreiheit unvereinbar und werden deshalb als handelshemmende Maßnahmen bewertet.
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Abbildung 4: GATT 1947/1994 – Artikel V: Freiheit des Transitverkehrs



Die Abbildung veranschaulicht den Grundsatz der freien Durchfuhr nach Artikel V des GATT, wonach Waren den Transit durch das Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates grundsätzlich ungehindert passieren dürfen. Diskriminierende Maßnahmen sowie unnötige Verzögerungen oder Belastungen sind unzulässig.

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an World Trade Organization (WTO), General Agreement on Tariffs and Trade (GATT), 1994, Art. V.




[image: ]

Abbildung 5: Exportrestriktionen nach Ländern – Ziele und wirtschaftspolitische Motive



Die Abbildung vergleicht zentrale rohstoffpolitische Strategien ausgewählter Staaten und zeigt deren unterschiedliche Zielsetzungen sowie wirtschaftspolitische Motive. Im Mittelpunkt stehen insbesondere Maßnahmen zur Sicherung der inländischen Versorgung, zur Stabilisierung von Preisen sowie zur Förderung strategisch wichtiger Industrien.

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an World Trade Organization, International Monetary Fund, OECD und World Bank sowie nationale Quellen.23



2.2 Spezifische Zölle und Ad-valorem-Zölle

Spezifische Zölle (Specific Tariffs) sind Abgaben, die als fester Betrag pro Mengeneinheit erhoben werden.24 Typische Bemessungsgrundlagen sind:

	Stückzahl (z. B. Euro Zoll pro Fahrrad)


	Gewicht (z. B. Euro Zoll pro T-Shirt, wobei oft das Bruttogewicht, also inklusive Verpackung, verwendet wird)


	Liter (bei Flüssigkeiten wie Wein)


	Länge (z. B. Meter bei Filmen)


Ihr Vorteil besteht in der leichten Datenerhebung und -berechnung, was sowohl für den Staat als auch für die Importeure Transparenz und Planbarkeit gewährleistet. Zudem sind sie weniger anfällig gegenüber Wertschwankungen auf Weltmärkten, da sie mengenbezogen erhoben werden.

Allerdings ergeben sich Nachteile aus der relativen Belastung: Der Zoll ist bei teuren Gütern im Vergleich zum Warenwert relativ gering, während er preisgünstige Produkte deutlich stärker belastet. Wechselkurs- und Preisänderungen können die tatsächliche Belastung darüber hinaus verzerren.

Ad-valorem-Zölle (lat. „auf dem Wert" = Wertzölle) sind Abgaben, die als prozentualer Anteil am Wert einer Ware erhoben werden, beispielsweise fünf Prozent des Zollwerts einschließlich Fracht- und Versicherungskosten (CIF-Wert).25 Ihr Vorteil besteht darin, dass sie sich automatisch an Wertänderungen anpassen und damit eine direkt proportionale Belastung sicherstellen. Allerdings erfordern Wertzölle eine verlässliche Wertermittlung, was eine aufwendigere Verwaltung mit sich bringt.

Gegenwärtig werden beide Formen im internationalen Handel angewandt. In der EU-Agrarpolitik sind häufig Mischzölle (compound tariffs) üblich, die wertabhängige und mengenbezogene Komponenten verbinden. Ein Beispiel sind verarbeitete Lebensmittel wie Reisprodukte, bei denen ein Wertzollsatz (z. B. 8,3 %) mit einem spezifischen Gewichtszoll (z. B. 46 € pro 100 kg) kombiniert wird.

Beispiel 1: Verarbeitete Reisprodukte (Additiver Mischzoll)

Warennummer: 1904 9010 000 (Zubereitungen aus Reis).

Zollsatz: 8,3 % + 46 € / 100 kg.

Funktionsweise: Die 8,3 % beziehen sich auf den Warenwert (Wert-Komponente), während die 46 Euro pro 100 kg (spezifische Komponente) sicherstellen, dass auch bei niedrigen Weltmarktpreisen für Reis ein Mindestschutz für die europäische Landwirtschaft bestehen bleibt.

Beispiel 2: Schokolade und Gebäck (Die „Meursing"-Logik)

Formel: 9 % + EA (Agrarteil).

Hintergrund: Der „Agrarteil" (EA) ist ein spezifischer Zollbetrag, der sich nach dem Gehalt an Milchfett, Milchprotein, Stärke und Zucker richtet.

Wirkung: Je mehr geschützte EU-Rohstoffe (wie Butter oder Zucker) in dem importierten Keks oder der Schokolade enthalten sind, desto höher steigt der spezifische Zollanteil. Auf diese Weise wird verhindert, dass der Schutz bestimmter Agrarrohstoffe durch den Import verarbeiteter Produkte umgangen wird.

2.3 Antidumpingzölle

Antidumpingzölle stellen ein handelspolitisches Instrument dar, das nach internationalem Recht – insbesondere nach Artikel VI des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens (GATT)26 sowie nach dem Antidumping-Übereinkommen der Welthandelsorganisation (WTO)27 – zulässig ist.
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Abbildung 6: Antidumping-, Schutz- und Ausgleichszölle im Vergleich



Die Abbildung stellt zentrale handelspolitische Schutzinstrumente gegenüber und differenziert zwischen Antidumpingzöllen, Schutzzöllen (protektionistischen Zöllen) und Ausgleichszöllen. Sie verdeutlicht deren jeweilige Zielsetzung, Funktionsweise und typische Einsatzbereiche.

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an World Trade Organization (WTO), Anti-Dumping Agreement und Agreement on Subsidies and Countervailing Measures (SCM-Agreement), 1994.



Ziel dieser Maßnahme ist es, unlauteren Wettbewerb zu unterbinden, der entsteht, wenn Unternehmen Waren zu Preisen exportieren, die unter dem im Herkunftsland maßgeblichen „Normalwert" liegen. Dieses Dumping kann die Marktposition inländischer Produzenten erheblich beeinträchtigen und im Extremfall sogar zu einer Verdrängung aus dem Markt führen.

In der Regel ist eine formale Untersuchung erforderlich, um Antidumpingzölle einzuführen. In dieser Untersuchung muss nachgewiesen werden, dass Dumping vorliegt, dass der betreffende Wirtschaftszweig im Einfuhrland erheblichen Schaden erleidet oder erleiden könnte, und dass ein Zusammenhang zwischen Dumping und Schaden besteht.

Im Stahlsektor hat die Europäische Union bereits mehrfach Antidumpingmaßnahmen umgesetzt. Sie führte Antidumping- und Antisubventionszölle auf Einfuhren von kaltgewalztem Edelstahl aus Indonesien ein und erweiterte diese später auf Importe aus Taiwan, der Türkei und Vietnam, nachdem Umgehungstatbestände identifiziert worden waren.28

2.4 Ausgleichszölle (Countervailing Duties)

Während Antidumpingzölle darauf abzielen, unlautere Preisstrategien ausländischer Anbieter zu neutralisieren, beziehen sich Ausgleichszölle (Countervailing Duties) auf eine andere Form der Marktverzerrung. Sie werden nach Artikel VI GATT und dem WTO-Übereinkommen über Subventionen und Ausgleichsmaßnahmen (SCM-Agreement)29 erhoben, wenn ein ausländischer Staat bestimmte Industrien durch Subventionen begünstigt und dadurch deren Produkte im Export künstlich verbilligt.

Der zentrale Unterschied liegt in der Urheberschaft der Verzerrung: Antidumpingzölle reagieren auf das Verhalten von einzelnen Unternehmen, während Ausgleichszölle dagegen auf staatlich verursachte Wettbewerbsverzerrungen reagieren. In beiden Fällen ist die Erhebung zusätzlicher Zölle aber nur nach einer formalen Untersuchung zulässig, in der ein „nachweisbarer Schaden" für die heimische Industrie festgestellt werden muss. Ökonomisch betrachtet sind Ausgleichszölle somit reaktive Maßnahmen zum Schutz der Wettbewerbsneutralität, nicht jedoch Ausdruck eines klassischen Protektionismus.

2.5 Schutzzölle (Safeguards)

Neben Antidumping- und Ausgleichszöllen stellen Schutzzölle (Safeguards) ein weiteres handelspolitisches Instrument dar. Bei Schutzzöllen geht es nicht um die „Bestrafung" von „unfairem" Verhalten, sondern um ein temporäres Schutzinstrument bei plötzlichen und massiven Importsteigerungen. Rechtsgrundlagen sind Artikel XIX des GATT 199430 sowie das WTO-Übereinkommen über Schutzmaßnahmen.31

Schutzzölle werden eingeführt, wenn ein sprunghafter Anstieg von Importen zu „ernsthaften Schäden" oder zu einer „ernsthaften Bedrohung" für eine bestimmte Branche führt. Anders als bei Antidumping- oder Ausgleichszöllen muss kein unlauteres Verhalten nachgewiesen werden; entscheidend ist allein die nachweisbare Schädigung der heimischen Industrie durch den Importdruck.

Ein bekanntes Beispiel ist die Einführung von Schutzzöllen auf Stahlimporte durch die USA im Jahr 2002 unter Präsident George W. Bush.32 Damals sollten die Zölle die heimische US-Stahlindustrie vor den Folgen starker Importsteigerungen bewahren. Die WTO-Streitbeilegung erklärte diese Maßnahme später jedoch für unzulässig.

Auch die Europäische Union hat in jüngerer Zeit Schutzzölle angewandt, etwa im Zusammenhang mit der Umleitung von Stahlexporten infolge von US-Maßnahmen.33

Schutzzölle sollen in der Regel befristet sein und den betroffenen Branchen eigentlich nur eine Anpassungsphase ermöglichen, um ihre Wettbewerbsfähigkeit wiederherzustellen. Gleichwohl gelten sie als umstritten, da sie zwar kurzfristig Entlastung schaffen können, langfristig jedoch Anpassungsprozesse verzögern und zusätzliche Handelskonflikte auslösen können.

2.6 Sonderzölle und nichttarifäre Handelshemmnisse

Im 21. Jahrhundert wird die Grenzziehung zwischen klassischen Zöllen, zollähnlichen Sonderinstrumenten und nichttarifären Handelshemmnissen34 zunehmend komplexer. Neben traditionellen Zöllen treten auch Maßnahmen hinzu, die zwar ökonomisch ähnliche Wirkungen entfalten, rechtlich jedoch anders ausgestaltet sind.
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Abbildung 7: Beispiele für Vergeltungszölle (retaliatory duties)



Die Abbildung zeigt typische Anwendungsfälle von Vergeltungszöllen, die als Reaktion auf handelspolitische Maßnahmen anderer Staaten erhoben werden, insbesondere im Kontext von Handelskonflikten. Sie verdeutlicht, dass solche Zölle weniger dem wirtschaftlichen Schutz als vielmehr dem Aufbau politischen Drucks und strategischer Gegenmaßnahmen dienen.

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an World Trade Organization (WTO), Trade Policy Reviews sowie Dispute Settlement Reports.



Hierzu zählen:

	Vergeltungszölle (Retaliatory Duties) sind politische Reaktionsmaßnahmen in Handelskonflikten und häufig die Reaktion auf als „unfair" wahrgenommene Maßnahmen anderer Staaten. Ziel ist nicht in erster Linie der Schutz der eigenen Industrie, sondern die Wiederherstellung fairer Handelsbedingungen oder von Verhandlungsmacht.35


	Ausgleichszölle (Countervailing Duties) gleichen subventionsbedingte Wettbewerbsvorteile ausländischer Anbieter aus.36 Sie sollen verhindern, dass staatlich unterstützte Exporte aus anderen Ländern die inländische Industrie benachteiligen. Zur Definition vgl. Kapitel 2.4.


	Umweltschutz- oder Klimazölle (z. B. EU-CO₂-Grenzausgleichsmechanismus, Carbon Border Adjustment Mechanism CBAM, siehe insb. Kapitel 16) sind Abgaben auf importierte Waren, deren Produktion im Herkunftsland mit höheren Treibhausgasemissionen verbunden ist als in der Europäischen Union. Ziel ist es, „Carbon Leakage" 37 zu verhindern und gleiche Wettbewerbsbedingungen für klimafreundlich produzierende Unternehmen zu schaffen.38


	Nichttarifäre Hemmnisse wie Quoten, technische Standards, Importlizenzen oder bürokratische Verzögerungen, die den Handel faktisch einschränken,39 stellen die moderne Entsprechung von Zöllen dar. Sie können im Ergebnis ähnliche Wirkungen wie Zölle entfalten, ohne selbst Zölle im engeren Sinne zu sein.
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Abbildung 8: Unterschiede zwischen Ausgleichszöllen und Antidumpingzöllen



Die Abbildung verdeutlicht die unterschiedlichen Zielsetzungen von Antidumping- und Ausgleichszöllen: Beide Instrumente dienen dem Schutz fairer Wettbewerbsbedingungen, greifen jedoch auf unterschiedliche Ursachen von Marktverzerrungen zurück.



Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an WTO (1994), Anti-Dumping Agreement und SCM-Agreement.

In der handelspolitischen Praxis gewinnen solche indirekten Zollformen an Bedeutung, da sie auch unter dem Deckmantel legitimer Regulierungsziele (Gesundheit, Sicherheit, Umwelt) eingesetzt werden können und dann nicht mehr unmittelbar unter die Zollobergrenzen der WTO fallen.
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Abbildung 9: Nichttarifäre Handelshemmnisse



Die Abbildung systematisiert zentrale nichttarifäre Handelshemmnisse und zeigt typische Instrumente sowie deren Wirkungen auf den internationalen Handel.

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an WTO (2022).



2.7 Zwischenfazit

Die im Kapitel beschriebenen Zollarten machen deutlich, dass Zölle keine einheitliche Form von Abgaben sind, sondern eine Vielzahl von unterschiedlichen wirtschafts- und handelspolitischen Instrumenten umfassen.

Sie unterscheiden sich sowohl nach ihrer Erhebungslogik – etwa als mengenbezogene spezifische Zölle oder wertabhängige Ad-valorem-Zölle – als auch nach ihrer rechtlichen Funktion, z. B. im Rahmen des GATT- und WTO-Systems.

Während manche Zollformen primär fiskalischen Zwecken dienen, zielen andere auf den Schutz heimischer Märkte, die Abwehr unlauteren Wettbewerbs oder die strategische Steuerung internationaler Handelsbeziehungen. Die moderne Zollpolitik ist daher weniger durch eine reine Einnahmefunktion als vielmehr durch ihre ordnungs-, schutz- und machtpolitische Mehrdimensionalität geprägt.
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ÖKONOMISCHE GRUNDLAGEN DER ZOLLPOLITIK

Kapitel 3: Theorien des internationalen Handels

Dieses Kapitel skizziert die zentralen theoretischen Argumentationslinien, anhand derer sich Zollpolitik wirtschaftlich begründen, kritisch prüfen und institutionell einordnen lässt. Im Mittelpunkt steht die Frage, unter welchen Rahmenbedingungen Handelshemmnisse fiskalische, industriepolitische oder machtpolitische positive bzw. wohlfahrtssteigende Funktionen erfüllen können, oder ob sie zu Allokationsverzerrungen, Wohlfahrtsverlusten und Gegenreaktionen führen können.40

Als einfacher Orientierungsrahmen dient die Idee des komparativen Vorteils: Unterschiede zwischen Ländern in der Produktivität, in den verfügbaren Ressourcen (wie Arbeit, Kapital oder Rohstoffen) und in der Technologie bestimmen, worauf sich die Länder spezialisieren. Das beeinflusst die internationalen Handelsströme, die Preise (auch die Preisrelationen wie die Terms of Trade) und wie stark Zölle die Preise, Mengen und die Verteilung der Gewinne entlang der weltweiten Lieferketten verändern.

Die folgenden Abschnitte verbinden daher Ideengeschichte, Modellintuition und Institutionenlehre – von merkantilistischen Steuerungsprogrammen bis zu heutigen Formen geoökonomischer Industrie-41, Klima-42 und Sicherheitsinstrumente.43

3.1 Merkantilismus und Schutzzölle

Mit dem Wechsel vom Spätmittelalter zur Frühen Neuzeit wandelten sich grundlegend die Handelsräume, Staatsfinanzen und Machttechniken. Neue Seewege erweiterten Märkte, städtische Zentren gewannen an Gewicht und aus dynastischen Herrschaftsverbänden entwickelte sich schrittweise der fiskalisch-militärische Staat. In diesem Kontext stellte man sich vor, staatlicher Wohlstand sei messbar, administrierbar und über den Außenhandel politisch steuerbar.44

Der Merkantilismus wurde zur ersten großen Wirtschaftsdoktrin der Neuzeit. Etwa zwischen dem 16. und 18. Jahrhundert prägte er die Politik fast aller europäischen Mächte.
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Abbildung 10: Merkmale des Merkantilismus



Die Abbildung fasst die zentralen Merkmale des Merkantilismus zusammen: staatlich gelenkte Exportförderung, Importbeschränkungen sowie eine aktive wirtschaftspolitische Rolle des Staates. Ziel ist die Steigerung von Macht und Wohlstand durch Handelsüberschüsse und die Akkumulation von Edelmetallen.

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an einschlägige Literatur zum Merkantilismus.



Der Merkantilismus ging davon aus, dass Reichtum messbar ist – und zwar an der Menge der Edelmetalle, die ein Land besitzt. Gold und Silber galten als Quelle von Macht, Sicherheit und Einfluss.45

Weil Edelmetallbestände als begrenzt angesehen wurden, wurde der internationale Handel merkantilistisch als eine Art Nullsummenspiel betrachtet: Die Gewinne eines Landes waren die Verluste anderer Länder. Deswegen war es das Ziel, etwa einen langfristig stabilen Außenhandelsüberschuss zu erreichen durch höhere Exporte, geringere Importe. Der Merkantilismus wollte nicht Wohlstand im heutigen Sinne für alle, sondern Gold und Macht für den Staat.46

Um diesen Überschuss zu erzielen, griffen Regierungen gezielt in den Handel ein: Sie förderten und subventionierten Exporte, beschränkten Importe – und nutzten dabei Zölle als ihr wichtigstes Steuerungsinstrument. Im Merkantilismus waren Zölle also kein Nebenaspekt, sondern politisches Werkzeug erster Ordnung. Sie dienten dazu, Handel zu lenken und nationale Interessen zu schützen47:

	Schutzzölle auf Importwaren verteuerten ausländische Produkte und stärkten die heimische Industrie48.


	Exportverbote oder Ausfuhrzölle sollten verhindern, dass Rohstoffe das Land verlassen.


	Niedrige Zölle auf Rohstoffe, aber hohe Zölle auf Fertigwaren förderten die Verarbeitung im Inland49.


Zölle waren also das wichtigste Steuerungsorgan, um nationale Interessen zu schützen. Zugleich etablierten sich bestimmte Muster50, die wir teilweise sogar noch heute in der Zollpraxis sehen: Aus heutiger Sicht lässt sich diese Logik des Merkantilismus nämlich als frühe, politikgetriebene Variante der „Terms-of-Trade-Intuition“ (steigende Exportpreise, sinkende Importpreise, siehe Kapitel 3.5) lesen: Wer die relativen Preise zu seinen Gunsten verschiebt, kann reale Ressourcen umlenken. Merkantilistische Politik verfolgte dieses Ziel jedoch vor allem mit administrativen Regelungen und fiskalischer Lenkung – letztendlich mit erheblichen Effizienz- und Konfliktkosten.
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Abbildung 11: Zentrale Maßnahmen und ökonomische Logik des Merkantilismus



Die Abbildung fasst die zentralen Instrumente des Merkantilismus zusammen – insbesondere Exportförderung, Importbeschränkungen und staatliche Lenkung – und ordnet sie ihrer ökonomischen Logik zu. Sie verdeutlicht, dass diese Maßnahmen auf die Erzielung von Handelsüberschüssen, die Stärkung der Staatsmacht und die Sicherung strategischer Ressourcen ausgerichtet waren.

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an einschlägige Literatur zum Merkantilismus.



So setzte Frankreichs Finanzminister Jean-Baptiste Colbert (1619–1683) hohe Einführzölle und Exportprämien ein, um französische Manufakturen zu stärken.51,52 Er schuf staatlich subventionierte Manufakturen und nutzte die Zollpolitik als Schutzschirm, um Frankreichs wirtschaftliche Machtstellung im 17. Jahrhundert zu zementieren.
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Abbildung 12: Merkantilismus in Frankreich



Die Abbildung veranschaulicht die konkrete Ausprägung des Merkantilismus in Frankreich, insbesondere unter der Politik Colberts: starke staatliche Lenkung, Förderung von Manufakturen und protektionistische Maßnahmen.

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Reinert (2007) und Vries (2015).



England setzte mit dem Navigationsgesetz von 1651 (Commonwealth-Phase unter Oliver Cromwell) dagegen auf die Verknüpfung von Handelspolitik und Seemacht. Kern war eine Zugangsbeschränkung: Güter durften in englische Häfen und Kolonien grundsätzlich nur auf englischen oder herkunftseigenen Schiffen transportiert werden. Damit wurden nicht nur Gewinne aus dem Handel („Handelsrenten“) verschoben, sondern auch eigene Flotten gestärkt, die als sicherheitspolitisch wichtig galten – ein klassischer Fall von Protektionismus durch Regeln für Transport und Marktzugang53 und eine Erweiterung der Zollpolitik um sicherheitspolitische Aspekte. Sinngemäß formuliert Thomas Mun54, dass der Reichtum Englands durch die Beherrschung der Meere gesichert werden solle.55

Funktionen merkantilistischer Schutzzölle waren:

	der Industrieaufbau (Infant-Industry-Vorform)56.


	die Abschirmung des Binnenmarkts, um Lern- und Skaleneffekte in jungen Sektoren zu realisieren.57


	die Stabilisierung staatlicher Einnahmen und Reduktion außenpolitischer Verwundbarkeit durch geringere Importabhängigkeit58.


Dieses Denken beeinflusste aber nicht nur Europa, sondern bald auch die frühen Wirtschaftspolitiken der USA und vieler Kolonialreiche 59. Man kann sagen, dass der Merkantilismus zwar Staaten stärkte, aber Märkte schwächte60. Die zentrale Schwäche des Merkantilismus lag in der Verwechslung von Geld-/Edelmetallzufluss mit realem, materiellem Wohlstand61,62.
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Abbildung 13: Merkantilismus in England (Navigation Acts)



Die Abbildung veranschaulicht die merkantilistische Handelspolitik Englands, v. a. die Navigation Acts, die den Handel auf englische Schiffe und Händler beschränkten.

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Norrie, Bleaney und Seldon (1978) sowie Heckscher (1994).



Bereits früh formulierten Autoren der Aufklärung und der klassischen politischen Ökonomie die Gegenargumente, dass Handel keine notwendige Nullsumme ist. Zahlungsbilanzungleichgewichte lösen Preis- und Mengeneffekte aus und Protektionismus erzeugt oft Wohlfahrtsverluste durch höhere Konsumentenpreise, Rent-Seeking63 und technologische Trägheit64.65 Gerade an der Verengung auf Edelmetallanhäufung, positive Handelsbilanzsalden und staatliche Lenkung setzte daher die Kritik der klassischen Ökonomie an. Mit Adam Smith (1723–1790) verschob sich schließlich der Fokus von der äußeren Handelsbilanz auf die innere Produktivität einer Volkswirtschaft.

Trotz seiner Schwächen prägte der Merkantilismus aber die Wirtschaftsgeschichte nachhaltig, denn er machte Zölle erstmals zu einem bewussten Instrument staatlicher Steuerung: Er legte die Grundlage für die Idee des

























	Selbstregulierender Markt (Unsichtbare Hand): Die Wirtschaft reguliert sich selbst durch handelnde Individuen, deren Eigeninteresse auch dem allgemeinen Wohl dient.80

	Liberaler Ansatz: Es wird eine möglichst freie Gestaltung der Wirtschaft angestrebt, mit minimalen staatlichen Eingriffen.

	Produktionsfaktoren: Boden, Arbeit und Kapital werden als die drei zentralen Ressourcen betrachtet, die den Markt beeinflussen.81

	Arbeitsteilung: Adam Smith betonte die Bedeutung der Arbeitsteilung zur Steigerung der Produktion und des Wohlstands.

	Außenhandel: Der Handel zwischen Nationen wird gefördert, um den Wohlstand durch den Austausch von Gütern zu steigern.82

	Saysches Gesetz: Dieses besagt, dass jedes Angebot seine eigene Nachfrage schafft.83









	Kernpostulat: Eine Nation besitzt einen absoluten Vorteil, wenn sie ein bestimmtes Gut mit geringerem Ressourceneinsatz herstellen kann als andere Staaten. Unter diesen Bedingungen führt Spezialisierung auf produktivere Sektoren nämlich zu höherer Gesamtproduktion und kann gleichzeitig wechselseitige Handelsgewinne ermöglichen.

	Wohlfahrtseffekt: Durch die Spezialisierung auf jene Sektoren, in denen absolute Produktivitätsvorteile bestehen, und den anschließenden Austausch gegen Güter, die im Ausland effizienter produziert werden, erhöht sich die weltweite Gesamtproduktion. Der Außenhandel wirkt als Instrument zur Erhöhung der Wohlfahrt im Inland wie auch im Ausland – er wird zu einem Plus-Summenspiel.87

	Politische Konsequenz: Zölle und nichttarifäre Handelshemmnisse abbauen, um freie Märkte zu fördern! Protektionismus erscheint aus Smiths Sicht in der Regel als Wohlstandsverlust durch Fehlallokation und Rent-Seeking.88










































	Skaleneffekte und Technologieführerschaft: In Sektoren der grünen Transformation (z. B. Photovoltaik, Batterien) werden absolute Kostenvorteile zunehmend durch industrielle Skalierung, Lernkurven und staatliche Industriepolitik geprägt – mit entsprechenden Verteilungskonflikten über Marktzugang und Wettbewerbsbedingungen.


	Die Rückkehr des Sicherheitsargumentes: Die EU und andere Akteure arbeiten verstärkt mit Instrumenten zwischen Freihandel und Protektionismus (Anti-Dumping/Anti-Subvention, „Foreign Subsidies Regulation“, Exportkontrollen, Screening von Auslandsinvestitionen). Ergänzend gewinnt das „Anti-Coercion-Instrument“ (in Kraft seit 27.12.2023) als Abschreckungs- und Reaktionsrahmen gegen ökonomische Nötigung an Bedeutung.96,97


	Klimapolitische Konditionalität: Mit dem EU-Carbon Border Adjustment Mechanism (CBAM) läuft 2023–2025 eine Übergangsphase; ab 2026 greift der definitive Mechanismus, der Importe bestimmter emissionsintensiver Güter an eine CO₂-Bepreisungslogik koppelt.98,99 Der Verkauf von CBAM-Zertifikaten wurde jedoch auf 2027 verschoben (für 2026: Importe).


	WTO-Kontext: Die Blockade des WTO-Berufungsgremiums durch die USA (seit Dezember 2019) schwächt die Durchsetzung multilateraler Regeln; parallel entstehen provisörische Arrangements (z. B. MPIA) und eine stärkere Verlagerung auf bilaterale bzw. plurilaterale Durchsetzung.100





	Kernidee: Selbst wenn ein Land alle Waren effizienter herstellen kann, ist Handel sinnvoll, solange die Opportunitätskosten103 unterschiedlich sind. Ein Land sollte sich in diesem Fall auf jene Güter spezialisieren, bei denen es im Vergleich zu anderen Gütern im eigenen Land den geringsten relativen Nachteil (bzw. den größten relativen Vorteil) besitzt.

	Wohlfahrtseffekt: Durch diese Spezialisierung entlang der Opportunitätskostenlinien wird die globale Ressourcenallokation optimiert, was die Gesamtproduktion über das Niveau der Autarkie hinaushebt – ein klassisches win-win-Szenario.

























































	Rationales Verhalten: Wirtschaftssubjekte (Haushalte, Unternehmen) handeln rational und streben Nutzen- bzw. Gewinnmaximierung an.

	Grenzdenken (Marginalprinzip): Entscheidungen beruhen auf der Betrachtung von Grenznutzen und Grenzkosten – also auf dem zusätzlichen Nutzen bzw. Aufwand einer weiteren Einheit.

	Gleichgewichtstheorie: Märkte neigen dazu, ein Gleichgewicht zu erreichen, in dem Angebot und Nachfrage durch den Preis aufeinander abgestimmt werden.

	Individuum im Mittelpunkt: Anders als in der klassischen Schule fokussiert die Neoklassik auf individuelles Verhalten und mikroökonomische Modelle.

	Mathematisierung: Die Neoklassik zeichnet sich durch einen hohen Grad an Formalisierung aus. Mathematische Modelle und Optimierung spielen eine zentrale Rolle.








	Ein Land, das im Vergleich zu seiner Kapitalausstattung relativ viel Arbeit bietet, wird tendenziell arbeitsintensive Produkte exportieren.

	Entsprechend wird ein Land mit viel Kapital Güter von hoher Kapitalintensität exportieren.













	Stolper-Samuelson-Theorem (1941)112: Handel führt zu höherer Entlohnung der reichlich vorhandenen Faktoren.113


	Faktorpreisausgleichstheorem (1948): durch Handel gleichen sich dann die Faktorpreise an (und nachfolgend die Güterpreise).114


	Rybczynski-Theorem (1955): Faktorwanderung führt zu einer Erhöhung des Outputs in dem Sektor, der diesen Faktor intensiver nutzt.115








	Qualitative Unterschiede der Arbeit: US-Arbeitnehmer verfügten über ein höheres Qualifikationsniveau, sodass die US-Exporte in Wirklichkeit „humankapitalintensiv“ waren. Diese Erklärung führte zur Entwicklung des „Neo-Faktorproportionentheorems“.125, 126

	Rolle natürlicher Ressourcen: Viele US-Importe waren rohstoffintensiv, was im ursprünglichen H-O-Modell nicht berücksichtigt wurde.120

	Einfluss von Handelspolitik und Skalenerträgen: Zölle, Transportkosten und technologische Differenzierungen verfälschten das einfache Muster.








	Ein ToT-Wert von 100 bedeutet: Export- und Importpreise entwickeln sich gleich.


	Ein Wert >100 bedeutet: Exporte werden relativ teurer (Land erhält mehr für seine Exporte im Vergleich zu den Importpreisen).


	Ein Wert <100 bedeutet: Exporte sind relativ billiger (Land muss mehr exportieren, um dieselbe Menge an Importen finanzieren zu können).









































	Produktionsverzerrung: Durch den höheren Binnenpreis wird zusätzliche inländische Produktion angereizt, obwohl diese Einheiten (gemessen an ihren Grenzkosten) teurer sind als der Bezug zum Weltmarktpreis. Ressourcen werden in relativ ineffiziente Produktion umgelenkt.


	Konsumentenverzerrung: Ein Teil der Nachfrage entfällt, obwohl diese Konsumenten bei Weltmarktpreis noch gekauft hätten (ihr Grenznutzen lag über den Weltmarktressourcenkosten). Der Nachfrageverzicht kann als Effizienzverlust bezeichnet werden.






















	Der Staat erzielt Zolleinnahmen und kann zusätzlich von einer ToT-Verbesserung profitieren.


	Theoretisch kann der ToT-Gewinn die Verzerrungsverluste (DWL) übersteigen. In diesem Sonderfall ist ein positiver optimaler Zoll möglich.144


















	Kleines Land: Zölle führen stets zu Wohlfahrtsverlusten (DWL), da kein Terms-of-Trade-Effekt existiert.


	Großes Land: Ein kurzfristiger Nettogewinn ist theoretisch möglich, wenn eine ToT-Verbesserung die Verzerrungsverluste überkompensiert (Optimalzoll-Logik).


	Langfristig: Zölle erzeugen häufig Ineffizienzen, stabilisieren Renten-/Lobbystrukturen und können internationale Handelskonflikte verstärken.

















	Fiskalische Argumente: In der Frühphase moderner Staatlichkeit stellten Zölle vielfach eine zentrale, administrativ relativ gut durchsetzbare Einnahmequelle dar. Vor dem Ausbau moderner Binnensteuern waren Import- und Exportabgaben oft leichter zu erheben als direkte Steuern; in Teilen des Globalen Südens spielen Zölle bis heute eine relevante, im Grunde unverzichtbare Rolle in der Staatsfinanzierung.150

	Schutz junger Industrien (Infant-Industry-Argument): Das Infant-Industry-Argument (Hamilton, List) rechtfertigt vorübergehenden Schutz für neue Branchen, um Lernkurveneffekte, Skalenerträge, Know-how-Aufbau und koordinierte Investitionen zu ermöglichen. Der Schutz ist theoretisch aber nur dann wohlfahrtssteigernd, wenn er temporär, zielgenau und durch glaubwürdige Exit-Regeln begrenzt ist.151

	Sicherung von Beschäftigung und Einkommen: Protektionistische Maßnahmen werden oft mit dem Ziel begründet, Beschäftigung und Einkommen in besonders exponierten Sektoren zu stabilisieren (z. B. Stahl, Textil, Landwirtschaft). Aus handelstheoretischer Sicht sind die gesamtwirtschaftlichen Beschäftigungseffekte jedoch in der Regel begrenzt; politisch relevant sind eher Verteilungswirkungen und Anpassungskosten.152

	Strategische Handels- und Machtpolitik: Die strategische Handelspolitik argumentiert, dass Staaten in oligopolistischen Weltmärkten durch Zölle oder Subventionen Renten zugunsten heimischer Unternehmen verschieben können (Rent Shifting). In der politischen Praxis fungiert Protektionismus zudem häufig als außenpolitisches Druck- und Verhandlungsmittel.153,154

	Terms-of-Trade-Argument: Für „große“ Länder kann ein Importzoll theoretisch die Weltmarktpreise zu ihren Gunsten beeinflussen. Der Wohlfahrtsgewinn ist jedoch nur unter restriktiven Annahmen möglich und wird bei Retorsion/Handelskrieg typischerweise wieder aufgehoben oder überkompensiert.155

	Sicherheitspolitische und strategische Gründe: Ein weiteres Argument betrifft die Resilienz kritischer Versorgung (z. B. Nahrungsmittel, Energie, medizinische Güter, Verteidigungs- und Schlüsseltechnologien). Hier werden protektionistische Instrumente oft mit dem Ziel eingesetzt, Abhängigkeiten zu reduzieren, Redundanzen aufzubauen oder nationale Kapazitäten für Krisenszenarien vorzuhalten.156,157

	Politökonomische Begründungen: Schließlich darf nicht übersehen werden, dass protektionistische Maßnahmen oft Ergebnis von Lobbying und politischem Druck sind. Bestimmte Interessengruppen (z. B. Landwirtschaft, Stahlindustrie) haben einen starken Anreiz, Zölle einzufordern, während die Kosten auf eine breite, weniger organisierte Konsumentenschaft verteilt sind.158






	Einkommenselastizität der Nachfrage (Engelsches Gesetz): In den Industrienationen wächst die Nachfrage nach Grundnahrungsmitteln und Rohstoffen im Vergleich zum Anstieg des Pro-Kopf-Einkommens nur geringfügig, während die Nachfrage nach komplexen Industriegütern überproportional zunimmt.











	Technologischer Fortschritt und Substitution: Innovationen führen in der Industrie häufig auch zu einer effizienteren Rohstoffnutzung oder zum Ersatz natürlicher Ressourcen durch synthetische Stoffe, was den Nachfragedruck auf Primärgüter dämpft.


	Asymmetrische Verteilung von Produktivitätsgewinnen: In den Industrieländern resultieren Produktivitätssteigerungen oft in höheren Löhnen, bedingt durch starke Gewerkschaften und Marktmacht. In den Entwicklungsländern hingegen führen sie aufgrund des Überangebots an Arbeit direkt zu sinkenden Preisen.



	Kritische Mineralien und der „Grüne Superzyklus“: Der massive Bedarf an Lithium, Kobalt und Seltenen Erden für die globale Energiewende hat die Verhandlungsmacht einiger Rohstoffexporteure zumindest temporär deutlich gestärkt.161


	Dynamische komparative Vorteile: Moderne Entwicklungsökonomie betrachtet die These heute weniger als unveränderliches Schicksal von Entwicklungsländern, sondern als Ansporn zur Diversifizierung.


	Digitale Terms of Trade: Gegenwärtig wird die These zunehmend auf den digitalen Sektor übertragen: Länder, die lediglich Rohdaten exportieren und teure Software-Lösungen importieren, sehen sich mit ähnlichen strukturellen Defiziten konfrontiert.162








































































































































































































































Die automatisierte Analyse des Werkes, um daraus Informationen insbesondere über Muster, Trends und Korrelationen gemäß § 44b UrhG („Text und Data Mining“) zu gewinnen, ist untersagt.
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